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DIETERHOTZ 

Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen 
- ein Instrument räumlicher Steuerung? 

Kurzfassung 

Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen gehören zu den 

Politikbereichen, in denen vielfältige Aufgaben der vertikalen und 
horizontalen Koordination bestehen. Nach einer theoretischen Her­
leitung des Zusammenhangs von Raumordnung und Zweckzuwei­

sungen für kommunale Investitionen wird dargelegt, daß die räum­

liche Vollzugskontrolle der Zuweisungsvergabe noch in den Anfän­

gen steht. 
Daran anschließend werden die Ergebnisse einer Fallstudie über 

das Investitions- und Finanzierungsverhalten einer Mittelstadt 
Nordrhein-Westfalens vorgestellt. In dieser Untersuchung- vgl. For­
schungen zur Raumentwicklung der Bundesforschungsanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung, Band 16, Bonn 1987 - werden 
die Wirkungen von Zweckzuweisungen en detail anhand abge­

schlossener Investitionsvorhaben - u. a. aus den Bereichen Schulbau, 
Sportstättenbau, Verkehrswegebau, Feuerwehrgebäude und Wander­

wegebau - dargestellt. 
Abschließend werden Reformmöglichkeiten der Zweckzuwei­

sungsvergabe diskutiert und ein Ausblick gegeben. 

l. Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen - ein Buch 
mit sieben Siegeln? 

Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen gehören 

zweifellos zu den Politikbereichen, in denen geringe Kenntnisse 

über Wirkungszusammenhänge kein Hindernis für aufwendige 

Aktivitäten sind. So stellten Bund und Länder zwischen 197 4 und 

1983 rund 110 Mrd. DM an Zweckzuweisungen für kommunale 

Investitionen zur Verfügung. Die Kenntnisse über die Wirkungen 

dieser Zweckzuweisungen sind vergleichsweise gering. Zwar hat 

Popitz bereits 1927 generell die Lenkungsfunktion von Zweckzu­

weisungen festgestellt 1, haben Zuweisungsgeber und Zuweisungs­

empfänger sowie Wissenschaftler verschiedener Disziplinen 

umfangreiche Dikussionen über Zweckzuweisungen für kommu­

nale Investitionen geführt; insgesamt ist jedoch ein eher desolater 

Kenntnisstand über die Wirkungen dieser quantitativ bedeuten­

den Finanzoperationen festzustellen. Ganser stellte 1980 zu Recht 

folgende sieben alternativen Thesenpaare über die Wirkungen 

von Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen 

zusammen: 
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Alternative Thesen zu den Wirkungen von Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen 

Bereich Alternative Thesen 

Sektorale a) Gemeinden werden veranlaßt, vernachlässigte Investitionsbereiche stärker zu bedenken. 
Priorität b) Gemeinden sehen nur die Bereiche, für die es staatliche Zuweisungen gibt. 

Regionale a) Finanzsehwache Gemeinden werden gestärkt und so in die Lage versetzt, regionale Disparitäten in der Versorgung der 
Priorität Bürger abzubauen. 

b) Einrichtungen werden in einheitlichen Größen und Standards auch da geschaffen, wo der Bedarf gar nicht vorliegt. 

Zeitliche a) Die Investitionstätigkeit der Gemeinden kann antizyklisch gesteuert werden, was ein bedeutsames Instrument der Kon-
Priorität junkturpolitik darstellt . 

b) Wegen der Konjunkturabhängigkeit der kommunalen Einnahmen sind Gemeinden nicht in der Lage, antizyklische Inve-
stitionstätigkeit zu betreiben. 

Demokratische a) Kommunale Aufgaben werden auch in der staatlichen Politik mit größerer Aufmerksamkeit betrachtet, womit neben 
Legitimation Kommunalholitikern auch Landespolitiker eingebunden werden. 

b) Die politisc en Verantwortlichkeiten werden unscharf; die demokratische Kontrolle ist erheblich erschwert; die Bürokra-
ten haben die eigentliche Macht. 

Effektivität a) Eine effektivere Verwendung der Mittel kann gesichert werden, da Richtlinien für technische Standards und eine Verwen-
dungskontrolle für die Mittel gegeben sind. 

b) Die Mittel werden verschwendet, da sich die Gemeinden auch infolge der starren Standards vielfach unzweckmäßige und 
zu „ weite Kleider" schneidern. 

Innovation a) Zweckzuweisungen tragen dazu bei, daß sich neue politische Aufgaben in allen Gemeinden rascher durchsetzen. 
b) Zweckzuweisungen behindern Innovation: Die Gemeinden stellen neue Bedarfe oder die effektivere Gestaltung und Nut-

zung herkömmlicher Einrichtungen deswegen hintan, weil die Zuweisungsrichtlinien darauf nicht zutreffen. 

Einheitlichkeit a) Die in der Verfassung gebotene „Einheitlichkeit" der Lebensverhältnisse kann nur gewährleistet werden, wenn der Staat 
der Lebensver- Einfluß auf die Gemeinde nimmt. 
verhältnisse b) Uniformität macht sich in allen Landesteilen breit; kulturelle Eigenarten werden zerstört; unzweckmäßige Lösungen set-

zen sich in voller Breite durch. 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Ganser, Karl: Raumordnung und kommunale Finanzen. In: Eildienst Landkreistag Nordrhein-Westfalen 1980, S. 322. 

So ist es zu verstehen, daß in Diskussionen über Zweckzuwei­
sungen häufig deren „hohe Komplexität" und „mangelnde Trans­
parenz" festgestellt wird oder die „fatale Konsequenz", daß die 
verschiedenen Elemente des Zweckzuweisungssystems „eine Viel­
zahl sich z.T. widersprechender bzw. gegenseitig neutralisierender 
Wirkungsimpulse auslösen, die in ihrem Gesamteffekt kaum 
noch überblickt werden können" oder überspitzt, ,,daß das 
Resultat der ( ... ) Finanzoperation letztlich nur ein ungewisses 
Zufallsprodukt darstellt, mithin das Instrument der Finanzzu­
weisungen einem rationalen politischen Einsatz größtenteils ent­
gleitet"2. 

2. Warum befaßt sich die Raumordnung mit Zweckzuweisungen 
für kommunale Investitionen? 

Die Bedeutung der Finanzpolitik und des kommunalen Finanz­
ausgleichs für eine aktive Raumordnungs- bzw. Landesentwick­
lungspolitik wurde vom Grundsatz her bereits sehr früh 
erkannt3• Die Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen 
wurden jedoch erst von Ehrlicher ausführlich diskutiert. Dieser 
stellte 1967 fest, ,,daß die gegenwärtige Ausgestaltung des kommu­
nalen Finanzsystems, insbesondere des kommunalen Finanzaus­
gleichs, nicht geeignet ist, den Ausbau der sozialen und techni­
schen Infrastruktur in ihrer räumlichen Verteilung so zu fördern, 
daß eine Verminderung der Wohlstandsunterschiede eingeleitet 
würde. Dies liegt auf der einen Seite daran, daß das kommunale 

Finanzsystem noch auf überholten gesellschaftspolitischen Vor-

stellungen basiert, die eine erhebliche Ungleichheit in der Darbie­
tung öffentlicher Leistungen auf wirtschaftlichem und kulturel­
lem Gebiet in verschiedenen Räumen - insbesondere zwischen 
Stadt und Land - als selbstverständlich akzeptieren. Auf der 
anderen Seite hat sich das kommunale Finanzsystem, insbesonde­
re der kommunale Finanzausgleich, in seiner historischen Ent­
wicklung zu einem System von 'Aushilfslösungen' entwickelt, das 
auf die isolierte Berücksichtigung von Sonderbedingungen abge­
stellt ist, insgesamt aber ebenso einer systematischen Grund­
orientierung wie einer klaren raumordnungspolitischen Ausrich­
tung entbehrt"4• 

Ehrlicher entwickelte auf der Grundlage dieser Feststellungen 
einen Vorschlag zur Neuordnung des kommunalen Finanzaus­
gleichs, in dem den Zweckzuweisungen für kommunale Investi­
tionen explizit die Aufgabe „Realisierung der Regionalpla­
nung"5 zugewiesen wurde6• 

Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat 1970 gefordert, ,,in 
den Finanzausgleichsgesetzen der Länder ... einen Investitions­
fonds oder Investitionsbeihilfen vorzusehen, mit denen eine Teil­
finanzierung zentralörtlicher Einrichtungen sichergestellt wird; 
die Auswahl der hiermit zu fördernden Objekte sollte in räum­
licher wie in zeitlicher Beziehung nach Maßgabe der Raumord­
nungsprogramme und -pläne und unter Beteiligung der Landes­
planungsbehörden erfolgen"7• 

Heute müssen wir feststellen, daß diese Vorschläge nicht oder 
nur marginal realisiert wurden8• Dennoch hat sich Raumord­
nung auch heute mit Zweckzuweisungen für kommunale Investi­

tionen zu befassen, da das Zweckzuweisungsvolumen und das 
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Volumen der damit geförderten Investitionen ein bedeutendes 
raumwirksames Potential darstellen. Auch wenn die Zweckzuwei­
sungen für kommunale Investitionen nicht nach raumordneri­
schen, landesplanerischen oder regionalplanerischen Kriterien 
verteilt werden, verändern die damit geförderten Investitionen die 
räumlichen Strukturen. Hinzu kommt, daß das Zuweisungsver­
gabewesen durch seine sektorale Vielfalt ein Paradebeispiel raum­
ordnerischer Koordinationsaufgaben darstellt. 

Hierbei ist jedoch für die Raumordnung problematisch, daß die 
Diskussion über die Zweckzuweisungen sehr stark durch die 
„Goldene Zügel- bzw. Gängelungsdebatte" geprägt ist; d.h., die 
Forderung nach einer verstärkten Berücksichtigung räumlicher 
Zielvorstellungen bei der Zuweisungsvergabe stößt sofort auf den 
Vorwurf, der Staat wolle noch mehr Einfluß nehmen als bisher. 
So entsteht das Dilemma, daß bestehende sektorale und bürokra­
tische „Gängelungen" räumlich orientierte Zuweisungsvergabe­
ansätze zweifach behindern: Zum einen haben klassische Ressorts 
gegenüber „neuen" Raumressorts bei Bund und Ländern ein stär­
keres Gewicht; zum anderen können raumorientierte Zuwei­
sungsvergabeansätze schnell von kommunaler Seite mit dem Hin­
weis auf „nicht noch mehr Staat" abgeblockt werden. Die Raum­
ordnung kann dieses Dilemma idealiter aufbrechen, wenn sie auf­
zeigt, daß durch eine verstärkte Berücksichtigung räumlicher 
Zielvorstellungen sowohl sektorale und verwaltungsvollzugs­
orientierte Zielvorstellungen (z. B. Einsparung, Verwaltungsver­
einfachung) als auch kommunale Interessen, insbesondere der 
kommunalen Selbstverwaltung, unterstützt wt;rden. 

Daß dieses Ei des Kolumbus nicht so leicht zu finden ist, ist ein­
leuchtend. Dennoch gibt diese Idealvorstellung einige Richtun­
gen an, in die sich Raumforschung im Bereich Zweckzuweisun­
gen bewegen sollte. 

3. Die räumliche Vollzugskontrolle der Zuweisungsvergabe steckt 

noch in den Anfängen 

Die räumliche Vollzugskontrolle der Zuweisungsvergabe, deren 
Aufgabe es nach Puls ist, ,, die Frage zu beantworten, wie viele 
raumwirksame Mittel in welche Aufgabenbereiche, in welche raum­
ordnungspolitischen Zielkategorien (zentrale Orte, Entwick­
lungsschwerpunkte, Zentralitätsstufen, Zonen etc.) und zu wel­
chen Zeitpunkten geflossen sind"9, steckt trotz mehrjähriger 
Erfahrungen 10 noch in ihren Anfängen und bedarf weiterer 
Anstrengungen. 

Neben rein datentechnischen Fragen wie Verfügbarkeit, räumli­
che Gliederung, Differenzen zwischen Bewilligungen und tat­
sächlichen Abflüssen bestehen vielfältige inhaltliche Probleme. 
Im Landesentwicklungsbericht Nordrhein-Westfalen 1979 wird 
z.B. angemerkt, daß formale Regionalisierungen lückenhaft blei­
ben müssen „und der Gefahr von Fehlinterpretationen unterlie­
gen, solange die formale Regionalisierung nicht durch Erfassung 
der Folgewirkungen der Leistungserstellung ergänzt werden kann 
und es darüber hinaus nicht möglich ist, den Mittelabfluß in 
Beziehung zu setzen zu dem Bestand an vorhandenen Einrichtun­
gen der Infrastruktur ... Die Frage nämlich, ob die nach dem for­
malen Regionalisierungsbild überdurchschnittlich erscheinende 
finanzielle Dotierung einiger Regionen oder die überdurch­
schnittliche Berücksichtigung anderer Regionen landesentwick-

lungspolitisch notwendig gewesen ist, läßt sich nur bei Gegen­
überstellung _des zur Zeit dieser Finanzierungsvorgänge vorhan­
denen Bestandes an infrastruktureller Ausstattung in diesen Teil­
räumen beantworten. Die erforderliche Klarheit über die Wech­
selwirkung zwischen Mittelabfluß und Infrastrukturausstattung 
aber würde erst eine der Grundlagen der Analyse der Wirkungen 
und Bewertung der Leistungsabgabe liefern. Die Bewertung des 
regionalen Mitteleinsatzes hängt darüber hinaus wesentlich von 
der Kenntnis über die von Maßnahme zu Maßnahme unter­
schiedlichen Grade der räumlichen Auswirkungen z.B. auf Ein­
kommen, Beschäftigung, strukturelle Kapazität oder regionale 
Bevölkerungsentwicklung ab" 11 • 

Der Ansatz von Kops, durch die Berücksichtigung regionalisier­
ter „Entzugseffekte" Nettoinzidenzen der Zweckzuweisungen 
für kommunale Investitionen zu ermitteln, ist ein erster, kleiner 
Schritt zur Verbesserung dieser Vorgehensweise 12• Die grundsätz­
lichen Probleme der mangelnden Berücksichtigung der räumli­
chen Ausgangslage, des Bestandes an Infrastruktureinrichtungen 
und der Folgewirkungen der Zweckzuweisungen wurden jedoch 
auch von Kops nicht gelöst. 

Auch vorhandene hochaggregiert-gesamthafte Untersuchun­
gen über Zusammenhänge zwischen kommunalem Investitions­
verhalten und Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen 
auf der Grundlage von Korrelationsrechnungen und Clusterana­
lysen helfen hier nicht weiter. In Korrelationsrechnungen wurden 
bislang zwar für einzelne Bundesländer, Aufgabenbereiche, Zen­
tralitätsstufen, Finanzlagen und Beobachtungszeiträume sehr dif­
ferenzierte Korrelationskoeffizienten festgestellt 13, die Ursachen 
dieser Unterschiede, z.B. unterschiedliche Bedarfslagen, Zuwei­
sungsverfahren oder kommunale Verhaltensmuster, konnten 
jedoch noch nicht geklärt werden. Reissert und Hesse folgerten so 
z.B. in einer Untersuchung über Zweckzuweisungen und kom­
munale Investitionsausgaben in ausgewählten Aufgabenberei­
chen der Kommunen Baden-Württembergs, ,,daß verschiedene 
Arten von Zweckzuweisungen das kommunale Investitionsver­
halten in unterschiedlicher Weise beeinflussen können" 14 • 

In einer Typisierung von 255 Städten der Bundesrepublik nach 
ihren durchschnittlichen Investitionsausgaben im Sozialbereich 
und dem Anteil der staatlichen Zuweisungen an diesen Ausgaben 
ermittelten Georgieff u. a. zwar drei verschiedene Städtetypen mit 
unterschiedlichen Verhaltensmustern; eine Erklärung der Zusam­
mensetzung dieser Gruppen und deren unterschiedliche Verhal­
tensmuster war jedoch nicht möglich. Insgesamt stellten die Ver­
fasser so fest, ,,daß soziale Infrastrukturinvestitionen ohne große 
Zuschüsse unter bestimmten Voraussetzungen möglich sind" 15• 

4. ,,Neuer" Ansatz: Analyse der Wirkungen von Zweckzuweisun· 
gen für kommunale Investitionen „an sich" 

Da die bisherigen räumlichen Vollzugskontrollen der Zweckzu­
weisungsvergabe sehr viele Fragen aufgeworfen und komplexe 
Untersuchungsansätze über die Wirkungszusammenhänge zwi­
schen Zweckzuweisungen und Investitionsausgaben nur geringe 
Erkenntnisgewinne erbracht haben, erscheint es in zweierlei Hin­
sicht sinnvoll, sich grundsätzlicher mit den Wirkungen von 
Zweckzuweisungen für kommunale Investitionen zu befassen: 
Zum einen sind die Ursachen für die geringen Erkenntniszuwäch-
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se komplexer Untersuchungsansätze aufzuzeigen, zum anderen 
sind durch das Aufzeigen eher genereller Probleme der Zuwei­
sungsvergabe raumorientierte Handlungsspielräume auszuloten 
und ggf. zu erweitern. 

Diese Aufgaben lassen sich beim heutigen Kenntnisstand am 
ehesten durch desaggregiert-exemplarische Untersuchungsansät­
ze verfolgen, da derartige Untersuchungen flexible Untersu­
chungsdesigns (,,Methodenmix") erlauben, durch die 

komplexen Wirkungszusammenhängen in einzelnen Veräste­
lungen nachgegangen werden kann 16, 

die Kenntnisse über die vorhandene Datenlage erweitert wer­
den können und so die Datensituation insgesamt verbessert 
werden kann sowie 

- kurzfristige Handlungsfelder aufgezeigt werden können. 
In einer desaggregiert-exemplarischen Untersuchung über die 

Wirkungen von Zweckzuweisungen für kommunale Investitio­
nen auf das kommunale Investitionsverhalten konnten so sowohl 
neue methodische als auch handlungsorientierte Erkenntnisse 
gewonnen werden 17• 

Folgende fünf Punkte sollen hier besonders hervorgehoben 
werden: 

a) Datenbedingte Fehlerquellen komplexer Untersuchungsansätze 
In komplexen Untersuchungsansätzen werden Wirkungszu­

sammenhänge zwischen Zweckzuweisungen und Investitionsaus­
gaben auf Aufgabenbereichsebene untersucht. Datengrundlage 
ist hierbei die Gemeindefinanzrechnungsstatistik. Durch die auf­
gabenbereichsspezifische Gliederung dieser Daten sind nur eben­
solche Betrachtungen möglich . Dabei bestehen folgende Fehler­
quellen: 

Durch zeitliches Auseinanderklaffen von Investitionsausgabe­
zeitpunkten und Zuweisungsvereinnahmungen können den 
erfaßten Investitionen nicht die entsprechenden Zweckzuwei­
sungen und umgekehrt den erfaßten Zweckzuweisungen nicht 
die damit geförderten Investitionen gegenübergestellt werden. 
Insbesondere bei kurzen Beobachtungszeiträumen treten hier 
Probleme auf. 

Geförderte Vorhaben und nicht geförderte Vorhaben werden 
zusammengefaßt. 

Förderquoten spiegeln so nicht die Realität wider, können 
über 100 % liegen und sind zwischen unterschiedlichen Aufga­
benbereichen und Kommunen nur sehr eingeschränkt ver­
gleichbar. Die Ergebnisse sind insbesondere von der Anzahl 
der geförderten Vorhaben und dem Verhältnis von geförderten 
zu nicht geförderten Vorhaben abhängig. Dies sind zu klären­
de Variablen, die aus derartigen Untersuchungen ausgeblendet 
bleiben. 

b) Bislang nicht oder nur selten genutzte Datenquellen 

Vor Ort existieren vorhabenspezifische Datenquellen, die weit­
aus differenziertere Analysen erlauben als die hochaggregierten 
Daten der Gemeindefinanzrechnungsstatistik. Es handelt sich 
dabei inbesondere um 

sogenannte Rechenschaftsberichte., die jährlich als Anlagen 
zur Jahresrechnung erstellt werden und Angaben über abge­
schlossene Investitionsvorhaben sowie über Haushaltsplanab­
weichungen enthalten, und 

- Projektakten geförderter Vorhaben. 

c) Erklärung von Interpretationsschwierigkeiten aufgabenbereichs­
spezifischer Untersuchungen 

Bei aufgabenbereichsspezifischen Untersuchungen wurden bis­
lang sehr unterschiedliche., nicht erklärbare kommunale Verhal­
tensmuster ermittelt. Dies legt nahe., daß die Variable „Aufgaben­
bereich" nur eine gliedernde., aber keine erklärende Variable dar­
stellt. Vergleiche geförderter mit nicht geförderten Vorhaben und 
Vergleiche förderungsbedingter mit nicht förderungsbedingten 
Haushaltsplanabweichungen ergaben ebenfalls aufgabenbereichs­
spezifische Unterschiede. Diese konnten jedoch durch die vorha­
benspezifische Variablen „Beitragsfähigkeit", ,,Zugehörigkeit zu 
kostenrechnenden Einrichtungen" und „Pflichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung" erklärt werden. 

d) Instrumentencharakter von Zweckzuweisungen 

In der Untersuchung wurde., um dem Problem der mangelnden 
Verallgemeinerbarkeit der Ergebnisse von Einzelfallstudien -
zumindest teilweise18 - Rechnung zu tragen, ein Methodenmix 
aus 

- Vergleich von Entwicklungsgeschichten geförderter Vorhaben, 

Vergleich von Bedarfsanmeldeverfahren zur Haushalts- und 
Finanzplanung, 

- Vergleich abgeschlossener Vorhaben, 

- Vergleich von Begründungen von Haushaltsplanabwei-
chungen, 

Vergleich von Reaktionen auf neue Fördermöglichkeiten 

durchgeführt. So war es möglich, den Instrumentencharakter von 
Zweckzuweisungen mehrfach nachzuweisen. 

Dieser Instrumentencharakter besteht jedoch weniger in räum­
licher, denn in zeitlicher und qualitativer Hinsicht. Interregionale 
Bedarfsunterschiede konnten z.B. nicht als Gegenstand von För­
derverhandlungen zwischen Kommune und Zuweisungsgeber 
oder Ablehnungsgrund bzw. Grund für zeitliche Verzögerungen 
der Zuweisungsvergabe ausgemacht werden. Demgegenüber 
konnten mehrfach die Wirkungen von Zweckzuweisungen auf 
den Investitionszeitpunkt und die qualitative Ausgestaltung von 
Investitionsvorhaben ermittelt werden. 

e) Kurzfristige Handlungsfelder 
Die Problematik, daß räumliche Bedarfsunterschiede nur einen 

geringen Stellenwert bei der Zuweisungsvergabe haben, läßt sich 
kurzfristig nicht lösen. In der Untersuchung konnten jedoch 
auch zwei kurzfristige Handlungsfelder aufgezeigt werden: 

- enorme Verwaltungsaufwendungen, die mit der Förderung 
verbunden sind, und 

- Tendenzen zur Verteuerung von Investitionsvorhaben. 
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Besondere Verwaltungsaufwendungen entstanden insbesonde­

re bei 

multifunktionalen Einrichtungen, die aus verschiedenen Töp­
fen gefördert wurden, 

- Vorhaben, die von mehreren Gebietskörperschaften bzw. 
halbstaatlichen Stellen gefördert wurden, 

der finanztechnischen Abwicklung der Förderung (Antrag auf 
Auszahlung, Auszahlung, Abrechnung und Verwendungs­
nachweisführung), 

- Änderungen von Raumprogrammen durch geringfügige 
Umplanungen oder Änderungen der Förderrichtlinien. 

Die Tendenz zur Verteuerung von Investitionsvorhaben läßt 
sich daraus ableiten, daß die durchschnittlichen Ausgaben geför­
derter Vorhaben fast achtmal so hoch waren wie die durchschnitt­
lichen Ausgaben der nicht geförderten Vorhaben. Dieser Ver­
gleich ist jedoch noch kein Beleg für eine Verteuerungswirkung. 
Durch den Vergleich der Projektgeschichten konnten jedoch zwei 
Sachverhalte ermittelt werden, die diese Vermutung stützen: 

- Einzelprojektförderung und 
- Mindestausgabenschwellen. 

Durch Einzelprojektförderungen werden Zuweisungsempfän­

ger gegenüber Grundstückseigentümern und Bauausführenden 
in relativ schlechte Verhandlungspositionen gebracht, da mit 
einem Vorhaben vor einer formellen Bewilligung nicht begonnen 
werden darf und nach einer Bewilligung innerhalb von sechs 
Monaten begonnen werden muß. Mittelumschichtungen zwi­
schen einzelnen geförderten Vorhaben sind bei Einzelprojektför­
derungen, z.B. bei überhöhten Angebotspreisen, nicht möglich. 

In einer Vielzahl von Förderungen bestehen Mindestausgaben­
schwellen, d.h. Vorhaben werden nur ab einem bestimmten Aus­
gabenvolumen gefördert. Zuweisungsempfänger stehen so häufig 

vor der Entscheidung, Vorhaben, die unter der Mindestausgaben­

schwelle liegen, allein zu finanzieren oder aber die Vorhaben zu 
„vergrößern" bzw. aus mehreren kleineren Maßnahmen eine 
„große Lösung" zu entwickeln, um so Fördermittel zu erhalten 
und die Investitionsausgaben netto zu verringern. 

5. Reformvorschläge zur Vergabe von Zweckzuweisungen für kom­

munale Investitionen 

Die Diskussion über die Reform der Zweckzuweisungsvergabe 
ist sehr vielschichtig. Im folgenden werden drei prinzipiell unter­
schiedliche Reformansätze dargestellt und anhand der U ntersu­
chungsergebnisse beurteilt: 

- Vorschläge zur Harmonisierung und Vereinfachung von 
Zuweisungsverfahren 19, 

- Einrichtung von gebiets- und sachbezogenen Programmförde­
rungen20, 

Umwandlung der Zweckzuweisungen in pauschale Förder­
mittel21. 

Zur Harmonisierung und Vereinfachung der Zweckzuwei­

sungsvergabe sollen überflüssige Detailregelungen in Förderungs­
richtlinien möglichst weitgehend abgebaut werden. Dabei wird 
insbesondere auf bautechnische Vorschriften abgezielt22. Weiter­
hin sollen Antrags-, Bewilligungs-, Auszahlungs-, Verwendungs­
nachweis- und Prüfverfahren vereinheitlicht werden. Insgesamt 
können durch diese Reformvorschläge sowohl Verwaltungsauf­
wendungen als auch Verteuerungstendenzen bei einzelnen Vorha­
ben abgebaut und kommunale Handlungsspielräume erweitert 
werden. Die grundsätzlichen Probleme der Zuweisunsvergabe 
„Einzelprojektförderung", ,,Mindestausgabenschwellen" und 

,,mangelnde Berücksichtigung von Bedarfsfragen" werden in die­
sen Reformvorschlägen jedoch nicht angegangen bzw. bei den 
Mindestausgabenschwellen wird die Reform nur unter dem voll­
zugsorien!ierten Gesichtspunkt „Abbau von Bagatellförderun­
gen" düich Schaffung eines Mindestzuweisungsbetrages gesehen. 
Eine grundsätzliche Änderung der Zuweisungsvergabe können 
diese Reformvorschläge so nicht bewirken. 

Der Ansatz des Ministers für Landes- und Stadtentwicklung des 
Landes Nordrhein-Westfalen geht über diesen ersten Reforman­
satz hinaus. 1981 wurden mit den Förderungsgrundsätzen für die 
Städtebauförderung Nordrhein-Westfalen gebiets- und sachbezo­
gene Programmförderungen zur Förderung von Wohnumfeldver­
besserungen eingerichtet. ,,Ein gebietsbezogenes Programm faßt 

verschiedenartige gebündelte und ggf. miteinander kombinierte 
Maßnahmen zusammen"23. Eine sachbezogene Programmförde­
rung faßt analog eine Mehrzahl gleichartiger Maßnahmen in 
einem Programm, z.B. als Grünflächenprogramm, Innenhofpro­
gramm, Verkehrsberuhigungsprogramm, zusammen. Die Bewil­
ligung erstreckt sich auf ein Bündel förderungsfähiger Maßnah­
men, die nach einem einzigen Bewilligungsbescheid gefördert 
werden. ,,Die Gemeinden (GV) werden damit in die Lage ver­
setzt, die Förderungsmittel für die gesamte Palette der in die För­
derung einbezogenen Einzelmaßnahmen je nach Baufortschritt 
und Gegebenheiten eigenverantwortlich einzusetzen. 24" 1983 

wurde die gebiets- oder sachbezogene Programmförderung bei 
Wohnumfeldverbesserungen zur Regel25. 

Programmförderungen versetzen eine Kommune in die Lage, 
bei überhöhten Kaufangeboten und Ausschreibungsergebnissen 
einzelne Vorhaben zurückzustellen und kostengünstigere Vorha­
ben vorzuziehen. Damit können Verteuerungstendenzen vermin­
dert werden. Auch die Problematik der „Mindestausgaben­
schwellen" wird durch die Zusammenfassung von einzelnen Maß­
nahmen zu Programmen gemildert. Weiterhin wird die Berück­
sichtigung kleinräumlicher Disparitäten bei der Zuweisungsver­
gabe verbessert, da Zuweisungen nur gewährt werden, wenn die 
„Erfordernisse und Dringlichkeit aus der Gesamtstruktur der 
Gemeinde abgeleitet, die Mißstände erfaßt und die erforderlichen 
Maßnahmen zu deren Beseitigung in Rahmenkonzepten aufge­
zeigt werden" 26. Verfahrensmäßige Regelungen, die großräumli­
che Disparitäten bei der Vergabe der Zweckzuweisungen berück­
sichtigen, sind in diesen neuen Regelungen jedoch nicht ent­
halten. 

Durch die Umwandlung von Zweckzuweisungen in pauschale 
Zuweisungen können Verteuerungstendenzen beseitigt sowie 
Verwaltungsaufwendungen für bau- und fördertechnische 
Abstimmungen reduziert werden. Das grundsätzliche Problem 
einer pauschalen Mittelvergabe besteht in der Berücksichtigung 
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regionaler Investitionsbedarfsunterschiede. Mit den bisherigen 
Bedarfskriterien pauschaler Mittelverteilung wie Einwohnerzahl, 
Flächengröße, Arbeitslosenquote, aber auch spezifischen 
Raumordnungsansätzen27 können zwar regionale Unterschiede 
der laufenden Ausgabenbedarfe berücksichtigt werden, regionale 
Investitionsbedarfsunterschiede können jedoch nicht in derartige 
Verteilungsverfahren eingehen, da hier eine umfassende Berück­
sichtigung des bestehenden Infrastrukturbestandes erforderlich 
wäre. Die Empfehlung des Beirates für Raumordnung einer weitge­
henden Regelbildung (Indikator-Bindung), ,,um zeitraubende dis­
kreditionäre Entscheidungen überflüssig zu machen"28, ist -
wie Mielke deutlich macht - problematisch, da die Festlegung der 
Indikatoren Schwierigkeiten bereitet und zudem auch hier die 
Notwendigkeit besteht, normative Festlegungen zu treffen, bei 
denen „nur in geringem Maß auf politisch legitimierte Vorarbei­
ten zurückgegriffen werden kann" 29 _ 

Es erscheint auch grundsätzlich fraglich, inwieweit landesweit 
festgelegte Richtwerte konkreten Situationen vor Ort gerecht 
werden können. Hier entsteht so die Gefahr, die kommunale Ent­
scheidungsfreiheit einzuschränken. Auch die Hoffnung, daß 
durch pauschale Mittelvergaben „diskreditionäre Entscheidun­
gen" überflüssig werden, ist trügerisch. Es ist vielmehr zu 
befürchten, daß sich die diskreditionären Entscheidungen nur 
von der Ebene der Zweckzuweisungsvergabe auf die Indikatoren­
und Normenbildung verschieben. Wer die Diskussionen um Ver­
änderungen der Vergabemechanismen von Schlüsselzuweisungen 
und Einkommensteueranteilen, die Reform der regionalen Wirt­
schaftsförderung oder die Aufstellung und Änderung von Landes­
entwicklungsplänen verfolgt, weiß, daß auch hier solange 
,,gerechnet" werden kann, bis die Ergebnisse „stimmen"30• 

6. Ausblick 

Unter raumplanerischen Gesichtspunkten sind diese Aussagen 
eher ernüchternd. Dennoch zeigt dies, daß durch U ntersuchun­
gen der Wirkungen von Zweckzuweisungen für kommunale Inve­
stitionen auf das kommunale Investitionsverhalten „an sich" die 
Stellung der räumlichen Planung gestärkt werden kann: 

Das Nutzen vor Ort vorhandener Daten verbessert die Kom­
munikation mit den Praktikern des Finanzierungsalltags. 

Durch das Aufzeigen untersuchungsadäquater Daten vor Ort 
liegen günstige Voraussetzungen für verallgemeinerbare 
Untersuchungen vor, in denen auch räumliche Unterschiede 
der Wirkungen ermittelt werden können. 

Falls sich in derartigen verallgemeinerbaren Untersuchungen 
insbesondere die Verteuerungstendenzen bestätigen lassen, 
wird der Reformdruck auf die Zuweisungsvergabe verstärkt. 

Durch die Einschätzung, daß Programmförderungen sowohl 
Verwaltungsvereinfachungsansätzen als auch generellen Pau­
schalierungen überlegen sind, wird zumindest der Stellenwert 
kleinräumlicher Bedarfsfragen bei der Zuweisungsvergabe ver­
größert. 

Das Aufzeigen von Verteuerungstendenzen und Überbürokra­
tisierungen und deren Ursachen liegen sowohl im Interesse der 
Verfechter kommunaler Selbstverwaltung als auch im Interesse 

staatlicher Fachplanungen bzw. müßte im Interesse beider Sei­
ten liegen. 
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